
Begründung

gem'-$ 9 Abs. I Baugesetzbuch (BauGB) zum Bebauungsplan Nr. 17 D "Industriegebiet Süd" der StadtEmsdetten - -----r-----E
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Vorbereitende B auleitnlanuns
Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Emsdetten weist den Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. l7 D "Industriegebiet Süd" als gewerbliche Baufläche aus. Die grundsälzliche
städtebauliche Zielausrichtung ist damit uorgeglben :

Erläuterungen und Begründungen zum B€bauunssplan

Das ca. 4l ha große Plangebiet liegt ca. 3 km vom Zentrum der Stadt Fmsdetten im Süden des
Stadtgebietes. Das Industriegebieigrenzt im Westen (B 43l) an den gemeinsam mit der Stadt
Greven geplanten Industriepark Emsdetten,/Greven.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplan wird wie folgt grob urngrenzti ,im Norden durch einen Markenweg (alte Stadigrenze) 

"nt-lung 
eines bereits besiedelten

Industriegebieres (B-plan Nr. l7 A und l7 B)
im osten durch ciiJoort veriaufende Hochspannungsleitung
im Süden. durch die K 54 n (neue Stadtgrenze)
im Westen durch die B 481.

Das umschriebene Plangebiet wird z. Zt. überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Das Land-
schaftsbild wird in Teilbereichen strukturiert durch Wallhecken mit Windschutzfunkrion und
Waldparzellen.

Mit derAufstellung des Bebäuungsplanes wird das Ziel verfolgt, daß Industrieflächenangebot
der Stadt Emsdetten in günstiger Lage zu erweitern. Derzeit sind in Emsdettener Gewerbe- und
Industriegebieten mit'g-sicheiter Erichließung nur noch *"ni;; il;il*lt;;;.rf,t;ü;;: -""
Insbesondere müsqen planungsrechtliche Voraussetzungen zuiAuslagerung Emsdettener Indu_
striebetriebe geschaffen werden, denen die erforderlichön ErweiterungsflaJhen an ihren derzei-
tigen Standorten fehlen und deren Entwicklung insbesondere durch immissionsschutzrechtliche
Probleme eingeschränkt wird.

Das Plangebiet eignet sich aufgrund sejner angrenzenden Lage zum bereits bestehenden Indu-
striegebiet Süd der stadt Emsdetten sowie durch die nachbarichaftliche r-age zudem Indu-
striepark Emsdetten/Greven. Eine günstige Verkehrserschließung sowie auireichende gegebene
Immissionsabstände fördern dieseriStandorl zur Deckung des beltehena.n n.J.rÄ;;"------.'
industriell und gewerblich nutzbaren Bauflächen.
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Einzflra-ndglsbetriebe, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher richten, sind in den GE-und GI-Gebieten unzulässig. Somit wird die Planung zugunsten des produzierenden Gewerbesgesichert. Dies ist erforderlich, um städtebauliche FentJntwicklungän zu vermeiden und denlandesplanerische'n Zielvorgaben, nach der die stadt Emsdetten diä Funktionen eines Mittel-zentrums zu erfüllen hat, gerecht zu werden
Die Stadt Emsdetten verfügt über ein zentrales versorgungszentr.um und mehrere Nahversor-

' gungsbereiche. Sie sind bedarfsorientiert ausgestattet und den Wohnquartieren zugeordnet.
Ein wesentlich erweitertes Angebot durch großflächige Ei*.rrtunaelsbetriebe in R;;lrg;;
hätte erhebliche nachteilige Äswirkungen auf die Städtsrrukrur zur Folge. Diese Feststellungist belegt durch das Gutachren des Instäutes für Stadt-, stanaort-, HanJelsfqrr"r,unä- unJ""-Beratuns vom November 1987. Diese Festserzung ist erforoerti;il,;';;;;ruär,vpir.he Ein-zelhandelsbetriebe, die sich nicht nach den Kriterien des $ I I Abs. 3 BauN VO bJ,irr.ii;;""'
Iassen und Nachteile fürwohnungsnahe versorgungsbereiche Äii.Lrrlring.n,--
auszuschließen.
Ausnahmsweise können jedoch Verkaufs- und Ausstellungsflächen zugelassen werden, sofern es
sich- um ein Angebot von den in Eigenproduktion erstelltJn waren unä zub"hörteilen der ge-
we,rblic-hen und industriellen Betriebe handelt. So werden ä." F."0"äi""ru"r.i"üen Möglich-
!e.iteLfril eine Repräsentarion und Marktfähigkeit ,;;;; ;;;;;;il;;;;#;;ten gewährr.
Die Flächenbegrenzung von 200 qm dieser Veikaufs- und Aulstellutwna"rt.n.ist erforderlich,
um gine F.ntwicklung zu eiüem dominierenden Verkaufsanteil gegenüber dem produktionsanteil
auszuschließen.
In dem festgesetzten GE-Gebiet sind bestimmte, stadrkernverträgliche Einzelhandelsbetriebs-
f.ormen zulässig. Der festgesetzte Zulassungskatalog der Einzetnäoetruran"rt"n itit r, lediglich
die Arten auf, die ohnehin zwangsläufig ihre ung.rtä*,rten stunJor;.-;"Ä;;;lüier städti-
::htl Versorgungsbereiche haben aufgrund der-benötigten ptactreng.tß;;;;ie'uedingt durchihre Funktion, daß sie nicht derwohnungsnahen versoigung dienen.
Die Festsetzungen sichern, soweit möglich und vertretbär', d"ie künftige Nutzung des cewerbe-
und Industriegebiete-s_. Sie vermeid"n .trukturuerändernde Einrichtungen. Der öebietscharak-
ter im Sinne der BauN VO bleibt bewahrr.

Für die Gewerbg- und Industrieflächen wird auf die Ausnahmeregelung des g 9 Abs. 3 BauNVo
verzichtet' somit wird gewährleistet, daß die Immissionsrichtweie inärhall o.r r".ig"rorir"gewerblich nutzbaren Gebiete am Tage und während der Nachtzeit ausgeschöpfr werden
können' Nachteile für die produzierenden Betliebe durch einzuhaltende Immissionsrichtwerte
sind nicht gegeben.

ftir^Aie festgesetzten GE- und GI-Gebiete wird die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von rnax.
0,7 festgeschrieben. Die Reduzigiung der maximal überbaubaren Fläche i;V;r;i;;;"glnii' 

'"
den Festsetzungen bezüglich oei Grulostücksbegrünung bringt .in. i.ourierfi'oes Versie-gelungsgrades innerhalb des Gebietes. Die Grunäwasseineubildung innerhalb däs plan-
bereiches aüfgrund der I.agg in der Wasserschu tzzone III B des Wasserwerkes ,,Grevener
Damm" wird durch den reduzierten Anteil von veqsiegelten Flächen somit gewährleistet.
!ei-oer Geschoßflächenzahl (GFZ) im GE-Gebier so;ib bei der Baumasseizahl (BMZ) im GI-c.e!i9t sind die eem: . l7 BauN Vo angegebenen obergr.nr.n-r.J!;;;;;i;;;;;,r. nni..,r.u1
wird durch die Kombination einer reduzierten GRZ und der auf die*Höchstgrenze festg-esetzten
GFZ/BMZ eine verbesserte flächensparende Ausnutzung der Grunds,ü"rcn'a.t .n. Bine zwei-
oder mehrgeschossige Bebauung mit geringerer Flächeninanspruchnahme kann !ieichzeitigeinen höheren Qualitätsanspruch bezüglich städtebaulicher Raumwirkungen mit sich bringen.

Damit eine aufgelockerte Bebauung und Flächen für eine Begrünung zwischen den gewerblich
genutzten Grundstücken entstehen kann, sind Nebenanlagen-gem. S'f a guuN VO sowie bau-
liche Anlagen, die nach-der Bauordnung Nw im Bauwich"zulässig sind, im c"*"rü"g"üi"i""o
Industriegebiet innerhalb der nicht übeibaubaren Grundsrücksflächen ausgeschlossen.
Wcitere Festsetzungen zu den Grundstücksflächen bezüglich der Begrünun! sind unter 2.5
- Grünordnung - erläutert.



Ausgewiesene Pflanzstreifen mit der Bindung für das Anpflanzen von heimischen standqrt-gerechten Bäumen und Sträuchern, die das Industriegebiet umgeben, dienen zum Teil der visu-ellen-Abschirmung des IndustriegeLietes sowie rurn and"ren als ökologische Funktionsflächen
zur Vernetzung mit den umliegenden Landschaftselementen.
Bei d9r Bepflanzung der Grünflächen ist auf eine gesunde Durchmischung von standort-gerechten Bäumen, Strauchgehölzen und ewl. Wiesenflächen zu achten (Jietre textl. Fest-
setzung 9. - Pflanzliste -).

Als ein verbindendes Grünelement ist die straßenraumbegrünung mit hochstämmigen Einzel-bäumen anzusehen. So wird das öffentliche Erschlienunglryri.- zu einer repräsentativen
Grünachse, die das gesamte Industriegebiet durchzieht."

Desweiteren sind zur Reduzier-uns deq Versiegelungsgrades der üblicherweise hochgradig ver-
siegelten gewerblichen und indusiriellen nauiachJn"Festsetzun;.;;;; Bön";;;;s der,priya-
ten Grundstücksflächen getroffen worden. Grenzbegrünungen mit standoitgerechten Baum-
und Strauchgehölzen (siehe Pflanzliste) und eine Mi*ndestgändstückb;;J";il;;;" --- "
l5 % sind für den Boden- und Grundwasserschutz sowie ais sog. "Trittsäinuiot"op.', wertvoll.

Die orientierung an landschaftsplanerischen Prinzipien im Hinblick auf die Grünfesrsetzungen
bringt eine gewisse Konfliktvermeidung mit den lanäschaftsplanerischen Leitbildern. weitge-
hend sind negative BeeinträchtigungeriJer Naturpotentiur" una ilrr. irt*-i"tr"n!.ranigt"i, un-terblieben. Qualitätsverbesserungen sollen verlor"ng"henoe runntionen des Freiraumes erset-zen. .
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Immissionsschutz
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind nach g I Abs. 5 BauGB insbesondere zu
beachten, daß die allgemeinen Anforderungen an gesunde woiin- uno Ärurii*.rrralinir." uno
die Sicherheit der wohn- und Arbeitsbevölferung lberücksichtigt werden.

Die Vorschriften der BauN Vo über die Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Anlagen der
ausgewiesenen Baugebiete sowie der Abstandserlaß zur Regelung der AbstänAi zwiscnä tnOu-
striegebieten und Wohngebieten gewähren allgemein einerider Zweckbesti-rung O.r;"ü;;:
bietes entsprechenden Schutz --------o

Altlasten
Das Altlastenkataster der Stadt Emsdetten trifft keine Aussagen bezüglich des plangebietes.
Altablagerungen bzw. Altlastenverdachtsflächen sino i- ÄitTu.t.nkaiaster nicht eingetragen.
Auch aufgrund der bekannten ehemaligen Nutzungen und Frkenntnisse der Stadt Emsdetten
kann festgestellt werden, daß im Plangebiet Altlasienverdachtsflächen nicht vorhanden sind.
Entsprechende Kennzeichnungen gem. $ 9 Abs. 5 BauGB bzw. eine GefährdungsuUr"frairung
sind daher nicht vorzunehmen.

lnnerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanis befinden sich keine Baudenkmale im
Sinne des Denkmalschutzgesetzes (DSchG NW) irzw. objekte, die im Verzeichnis des zu schüt-
zenden Kulturgutes der Städt Emsdetten enthalten sind.
Es-e-rgeben sich jedoch Vermutungen, daß im gesamten Planbereich archäologische Boden-
denkmale vorhanden sind. Eine Abstimmung mit dem westfälischen Museum für Archäologie-Amt für Bodendenkmalpflege. ist entsprechend den Richtlinien erforderlich
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überichläelich efmitteltg Kosten
Bei der Durchführung des Bebauungsplanes entstehen der Stad.t Emsdetten voraussichtlich die
folgenden Kosten:

Herstellung der Schmutzwasser- und Regenwasserkanalisation ca.2.250.000,00 DM .' Ausbau der Erschließungsanlagen incr. Beleuchtung ca. 1.955.000;00 DM
Herstellung dqs Regenklär- und Regenrückhaltebeckens

: "Hansestr,l'
- Ausgleichsr und Ersatzmaßnahmen (Aufforstung) ;;. ioo.ooo,oo nM- Anteilige Kostenübernahme zur Gewährleistung der

Feuerlöschwasserversorgung ca. 3g0.0d0.00 DMGesamtkosten ----'oaca. 5.399.910,00 DM

Entsprechend der einschlägigen Satzung werden die Gesamterschließungskosten auf die künfti:
gen Anlieger umgelegt.
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Aufgestellt:
Emsdetten im März 1992
Der Stadtdirektbr
-Stadtplanungsamt-
In Vertretung

Techn. Beigeordneter


